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Schienennetz-Nutzungsbedingungen 

§ 59. (1) Ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen hat Schienennetz-Nutzungsbedingungen in 
deutscher Sprache und in einer anderen Amtssprache der Europäischen Union zu erstellen. 

(2) Ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen hat seine Schienennetz-Nutzungsbedingungen auf dem 
neuesten Stand zu halten, bei Bedarf zu ändern und gegenüber jedem Fahrwegkapazitätsberechtigten in 
gleicher Weise anzuwenden. 

(3) Ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen hat den Erwerb seiner Schienennetz-
Nutzungsbedingungen jedermann gegen Bezahlung eines Entgelts, das nicht höher sein darf als die 
Kosten der Veröffentlichung der Schienennetz-Nutzungsbedingungen, zu ermöglichen. Überdies hat es 
die Schienennetz-Nutzungsbedingungen unentgeltlich in elektronischer Form auf seiner Internetseite in 
für jedermann zugänglicher Weise bereitzustellen und über ein gemeinsames Internetportal, das von 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen im Rahmen ihrer Zusammenarbeit einzurichten ist, zugänglich zu 
machen. 

(4) In den Schienennetz-Nutzungsbedingungen haben Angaben zur Eisenbahninfrastruktur, die 
Fahrwegkapazitätsberechtigten zur Verfügung steht, und Angaben über die Zugangsbedingungen zur 
Eisenbahninfrastruktur einschließlich der wesentlichen administrativen, technischen und finanzielle 
Modalitäten enthalten zu sein. Darüber hinaus haben in Schienennetz-Nutzungsbedingungen 
Informationen über die Bedingungen, einschließlich der administrativen, technischen und finanziellen 
Modalitäten für den Zugang zu an ihre Eisenbahninfrastruktur angeschlossenen Serviceeinrichtungen, 
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einschließlich des Schienenzuganges, und über die Gewährung der Serviceleistungen, die in solchen 
Serviceeinrichtungen erbracht werden, enthalten zu sein oder es hat ein Verweis auf eine Internetseite 
enthalten zu sein, in der diese Informationen unentgeltlich in elektronischer Form in für jedermann 
zugänglicher Weise veröffentlicht sind. In den Schienennetz-Nutzungsbedingungen haben insbesondere 
enthalten zu sein: 

 1. ein Abschnitt, der die Art der Eisenbahninfrastruktur, die den Zugangsberechtigten zur 
Verfügung steht, und Zugangsbedingungen angibt, wobei diese Angaben auf Jahresbasis mit dem 
veröffentlichten Eisenbahninfrastrukturregister im Einklang zu stehen oder auf dieses zu 
verweisen haben; insbesondere hat dieser Abschnitt zu enthalten: 

 a) die technische Beschreibung und betrieblichen Bedingungen für den Zugang zu den einzelnen 
Strecken, Streckenteilen oder sonstigen Abschnitten der Eisenbahninfrastruktur; 

 b) die nicht schon in Rechtsvorschriften vorgegebenen, in betrieblichen Vorschriften des 
Eisenbahninfrastrukturunternehmens enthaltenen Anforderungen, deren Einhaltung für die und 
bei der Ausübung des Zugangs vorgeschrieben werden soll; 

 2. ein Abschnitt, der die Entgeltgrundsätze und die Tarife darlegt und insbesondere beinhaltet 

 a) hinreichende Einzelheiten der Entgeltregelung; 

 b) ausreichende Informationen zu den Entgelten; 

 c) andere für den Zugang zur Eisenbahninfrastruktur relevante Angaben zum 
Mindestzugangspaket und den Zugang zu Serviceeinrichtungen, einschließlich des 
Schienenzuganges, und zur Gewährung von Serviceleistungen, die in den 
Serviceeinrichtungen erbracht werden, wenn all dies nur durch einen einzigen Anbieter 
erbracht wird; 

 d) Ausführungen im Einzelnen, welche Verfahren, Regeln und gegebenenfalls Tabellen zur 
Durchführung der §§ 67a, 67d, 67e und 69a Abs. 2 angewandt werden; 

 e) Angaben zu beschlossenen oder, soweit verfügbar, in den nächsten fünf Jahren vorgesehenen 
Entgeltänderungen; 

 3. ein Abschnitt über die Grundsätze und die Kriterien der Zuweisung von Fahrwegkapazität; es 
sind Angaben zu den allgemeinen Kapazitätsmerkmalen der Eisenbahninfrastruktur, die den 
Zugangsberechtigten zur Verfügung steht, sowie zu etwaigen Nutzungseinschränkungen, 
einschließlich des zu erwartenden Kapazitätsbedarfes für Instandhaltungszwecke zu machen; 
ferner sind die Abwicklung und die Fristen des Verfahrens der Zuweisung von Fahrwegkapazität 
anzugeben; des Weiteren hat er spezifische Kriterien zu enthalten, die für dieses Verfahren von 
Belang sind, insbesondere 

 a) das Verfahren für die Stellung von Begehren auf Zuweisung von Fahrwegkapazität durch die 
Fahrwegkapazitätsberechtigten bei der Zuweisungsstelle; 

 b) Anforderungen an Fahrwegkapazitätsberechtigte; 

 c) einen Zeitplan für das aufgrund von Begehren auf Zuweisung von Fahrwegkapazität 
durchzuführende Verfahren einschließlich des Zuweisungsverfahrens sowie einen Zeitplan für 
Verfahren zur zeitlichen Planung plan- und außerplanmäßiger Instandhaltungsarbeiten; 

 d) Grundsätze des Koordinierungsverfahrens und des in diesem Rahmen eingerichteten 
Streitbeilegungssystems; 

 e) im Fall einer Überlastung der Eisenbahninfrastruktur durchzuführende Verfahren und 
anzuwendende Kriterien; 

 f) Einzelheiten zur Nutzungsbeschränkung von Eisenbahninfrastruktur und 

 g) Bedingungen, durch die dem Grad der bisherigen Inanspruchnahme von 
Eisenbahninfrastruktur bei der Festlegung von Rangfolgen im Zuweisungsverfahren 
Rechnung getragen wird. 

Zusätzlich ist in diesem Abschnitt im Einzelnen anzugeben, welche Maßnahmen getroffen 
wurden, um eine angemessene Behandlung der Eisenbahnverkehrsdienste im Güterverkehr, der 
grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehrsdienste und der Begehren auf Zuweisung von 
Fahrwegkapazität, die außerhalb des Netzfahrplanerstellungsverfahrens gestellt werden, 
sicherzustellen. Der Abschnitt hat ein Muster für ein Begehren auf Zuweisung von 
Fahrwegkapazität und genaue Angaben zu den Verfahren für die Zuweisung 
grenzüberschreitender Zugtrassen zu enthalten; 

 4. einen Abschnitt mit Informationen, die für die Einbringung eines Antrages auf Erteilung einer 
Verkehrsgenehmigung, einer Verkehrskonzession, einer Sicherheitsbescheinigung Teil A und 
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einer Sicherheitsbescheinigung Teil B erforderlich sind oder mit Angabe einer Internetseite, auf 
der diese Informationen unentgeltlich in elektronischer Form zur Verfügung gestellt sind; 

 5. einen Abschnitt mit Angaben zu den Streitbeilegungs- und Beschwerdeverfahren im Hinblick 
auf: 

 a) den Zugang zur Eisenbahninfrastruktur; 

 b) die Gewährung des Mindestzugangspaketes; 

 c) den Zugang zu Serviceeinrichtungen, einschließlich des Schienenzuganges, und der 
Gewährung der Serviceleistungen, die in Serviceeinrichtungen erbracht werden; 

 d) die leistungsabhängige Entgeltregelung; 

 6. einen Abschnitt mit Informationen über den Zugang zu Serviceeinrichtungen, einschließlich des 
Schienenzuganges und über die Gewährung von Serviceleistungen, die in diesen 
Serviceeinrichtungen erbracht werden, sowie über die dafür zu entrichtenden Entgelte; 

 7. einen Mustervertrag für Rahmenverträge. 

(5) Die Bestimmungen in den Schienennetz-Nutzungsbedingungen müssen so gefasst sein, dass sie 
der Zuweisungsstelle und der entgelterhebenden Stelle keinen Ermessensspielraum ermöglichen, 
Fahrwegkapazitätsberechtigte diskriminieren zu können. 

(6) Betreiber von Serviceeinrichtungen haben dem Eisenbahninfrastrukturunternehmen folgende 
Informationen, die in den Schienennetz-Nutzungsbedingungen enthalten zu sein haben, entweder 
mitzuteilen, oder diesem eine Internetseite bekanntzugeben, auf der diese Informationen unentgeltlich und 
in elektronischer Form in für jedermann zugänglicher Weise veröffentlicht sind: 

 1. entgeltbezogene Informationen; 

 2. Informationen über die Bedingungen, einschließlich der administrativen, technischen und 
finanziellen Modalitäten, für den Zugang zu Serviceeinrichtungen, einschließlich des 
Schienenzuganges, und die Gewährung der Serviceleistungen, die in diesen Serviceeinrichtungen 
erbracht werden. 

(7) Ein Entwurf der Schienennetz-Nutzungsbedingungen ist der Schienen-Control Kommission 
unverzüglich nach dessen Erstellung vorzulegen. 

(8) Die Eisenbahninfrastrukturunternehmen haben die Schienennetz-Nutzungsbedingungen sowie 
deren Änderungen mindestens vier Monate vor Ablauf der Frist (§ 65 Abs. 4) für die Einbringung von 
Begehren auf Zuweisung von Fahrwegkapazität unentgeltlich in elektronischer Form auf ihrer 
Internetseite in für jedermann zugänglicher Weise zu veröffentlichen und der Schienen-Control 
Kommission innerhalb eines Monats ab Erstellung oder Änderung derselben vorzulegen. 
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